
rung könne jedoch Rechtlosigkeit dulden. Es 
wäre nicht gelungen, Recht und Ordnung mit 
den normalerweise zur Verfügung stehenden 
Mitteln wiederherzustellen, so daß die Pro­
klamierung des Ausnahmezustandes in Tei­
len des Landes erforderlich gewesen sei. 
Dies sei nicht zum Schutze von weißem Le­
ben und Eigentum, sondern zum Schutze 
von schwarzem Leben und Eigentum in den 
schwarzen Wohngegenden erfolgt. Er schloß 
seine Rede mit der Feststellung, daß nichts, 
was dieser Rat sagen oder planen könne, 
Südafrika davon abhalte, das zu tun, was es 
als im besten Interesse aller Völker Süd­
afrikas liegend halte. 
Die Einlassungen des südafrikanischen Bot­
schafters zu Frankreich bewirkten eine 
scharfe Zurückweisung durch dessen Bot­
schafter de Kemoularia, der den gravieren­
den Unterschied damit erklärte, daß sein 
Land weder ein institutionalisiertes rassisti­
sches Regime habe, noch ein System des 
staatlichen Rassismus. Im weiteren Verlauf 
der Debatte konzentr ierten sich die Rede­
beiträge im wesentl ichen auf die Frage, mit 
welchen Maßnahmen der Verurteilung Süd­
afrikas durch den Sicherheitsrat angemessen 
Nachdruck zu verleihen sei. Den von Däne­
mark und Frankreich vorgelegten Resolu­
t ionsentwurf hielten die blockfreien Mitgl ied­
staaten des Rates (Burkina Faso, Ägypten, 
Indien, Madagaskar, Peru, Trinidad und Toba­
go) um den Zusatz ergänzungsbedürft ig, daß 
Südafrika mit der Verhängung von (Sank-
tions-)Maßnahmen gemäß Kapitel VII der 
Charta gedroht werde (S/17363). Diese An ­
sicht teilten die Repräsentanten aus der Drit­
ten Welt und den sozialistischen Staaten, die 
in der Debatte das Wort ergriffen. Der Zu­
satzantrag (Text: S.133 dieser Ausgabe) ent­
sprach im wesentl ichen der operativen Zif­
fer 13 der Resolution 566, war jedoch in sei­
ner Anmahnung der Befolgung »der ein­
schlägigen Resolutionen und Beschlüsse der 
Vereinten Nationen« durch Südafrika weiter 
gefaßt und zudem mit der vorangehenden 
Passage (operative Ziffer 5) verknüpft ; er 
wurde bei 12 Befürwortungen (einschließlich 
der St immen Australiens und Dänemarks) 
und Enthaltung Frankreichs durch das Veto 
Großbritanniens und der Vereinigten Staaten 
abgelehnt. 
Danach erläuterte Botschafter Maxey erneut, 
warum die brit ische Regierung der Andro­
hung verpfl ichtender Sanktionen skept isch 
gegenüberstehe und diese deshalb ablehnen 
müsse. Aus denselben Gründen könne 
Großbritannien auch Teilen des Resolutions­
entwurfs von Dänemark und Frankreich nicht 
zust immen. Es gelte aufzubauen, nicht zu 
zerstören. Ein wirkl icher Dialog in Südafrika 
solle unterstützt werden, anstatt weitere Ge­
walt zu fördern. 
Mit 13 Ja-Stimmen bei Enthaltung Großbri­
tanniens und der Vereinigten Staaten von 
Amerika wurde schließlich Resolution 569 
(Text: S.133 dieser Ausgabe) verabschiedet. 
Darin äußert sich der Sicherheitsrat zur Ver­
schlechterung der Lage in Südafrika ange­
sichts der Verhängung des Ausnahmezu­
stands in 36 Distrikten. Die eigentliche Ursa­
che für die besorgniserregende Lage wird in 
der Apartheidpolit ik und den Praktiken der 
südafrikanischen Regierurig gesehen. Insbe­
sondere die neuesten Maßnahmen Pretorias 
werden nachdrücklich verurteilt; die Freilas­
sung aller polit ischen Gefangenen (»allen 
voran Nelson Mandela(s)«) wird gefordert. 

Unter Ziffer 6 werden die Mitgliedstaaten ein­
dringlich um die Ergreifung von Sanktionen 
gebeten. Der Katalog empfohlener Maßnah­
men umfaßt »beispielsweise« die Verfügung 
eines Investi t ionsstopps, ein Verkaufsverbot 
für südafrikanische Goldmünzen, Beschrän­
kungen in den Sport- und Kulturbeziehun­
gen, die Einstellung garantierter Exportkredi­
te, das Verbot neuer Verträge auf nuklearem 
Gebiet sowie ein umfassendes Verkaufsver­
bot militärisch nutzbarer Computergeräte. In 
Ziffer 7 wird den Staaten, die bereits zu frei­
willigen Maßnahmen gegriffen haben, die An ­
erkennung des Rates ausgesprochen und 
deren Haltung als nachahmenswert heraus­
gestellt. 
Von Interesse ist ein Vergleich der operati­
ven Ziffer 14 der Namibia-Resolution 566 vom 
19. Juni mit der operativen Ziffer 6 der Süd­
afrika-Entschließung 569, die rund fünf Wo­
chen später erging. Stand der damalige Kata­
log nur unter der Bitte, freiwillige Maßnah­
men zu erwägen, so kommt dem nun be­
schlossenen Text auch ohne Bezugnahme 
auf Kapitel VII ein weitaus dringlicherer Auf­
forderungscharakter zu. Insoweit mag es be­
zeichnend sein, daß eine »Überprüfung der 
Schiffahrts- und Luftverkehrsbeziehungen 
mit Südafrika« ebensowenig wie die »Einfüh­
rung entsprechender Abschreckungsmaß­
nahmen« (gegen eine Investitionstätigkeit) 
im Verzeichnis der Resolution 569 erscheint; 
allerdings sind die Empfehlungen zur »Verfü­
gung der Einstellung garantierter Exportkre­
di te«, zum »Verbot jedweder neuen« (sie!) 
»Verträge auf nuklearem Gebiet« und zum 
»umfassende(n) Verkaufsverbot für Compu­
tergerät, das von den südafrikanischen 
Streitkräften und von der südafrikanischen 
Polizei benützt werden könnte« neu. 

(Wirtschafts-)Sanktionen gegen Pretoria ? 
Wenngleich nicht bindend für die Mitgl ied­
staaten der Vereinten Nationen, ist diese 
Empfehlung zu wirtschaftl ichen Sanktionen 
angesichts der darin enthaltenen konkreten 
Vorschläge doch ein weiter gehender Schritt, 
als dies etwa die Empfehlung eines freiwill i­
gen Waffenembargos 1963 darstellte. 
Wie berichtet, haben die Vertreter Großbri­
tanniens und der USA, zweier Ständiger Mit­
glieder des Sicherheitsrats, in den insgesamt 
vier aufeinanderfolgenden Debatten, die sich 
mit Südafrika befaßten, jeweils unmißver­
ständlich darauf hingewiesen, daß sie bezüg­
lich ihrer Südafrika-Politik die Auffassung 
vertreten, bindende Sanktionen seien als Mit­
tel zur Herbeiführung eines Wandels nicht 
geeignet. Es darf vermutet werden, daß 
sie damit auch der Ansicht anderer westl i ­
cher Industriestaaten (die Bundesrepublik 
Deutschland eingeschlossen) Ausdruck ver­
liehen. Dennoch zeigten Verlauf und Ergeb­
nis der Debatten deutl ich, daß sich innerhalb 
der internationalen Staatengemeinschaft die 
Kritik an Pretoria und die Besorgnis über den 
Problemfall Südafrika mehrt. Die Bereitschaft 
steigt, den Forderungen und verbalen Verur­
teilungen durch die Verabschiedung geeig­
net erscheinender (Sanktions-)Maßnahmen 
Nachdruck zu verleihen. Austral ien, Däne­
mark und Frankreich können als Beispiele für 
diese Haltung gelten. 
Ein weiterer, außerhalb des unmittelbaren 
Einflußbereichs der Vereinten Nationen lie­
gender Faktor gewinnt in dieser Frage des 
Vorgehens gegen Südafrika ebenfalls zuneh­
mend an Bedeutung: Mit einer wachsenden 

krit ischen Öffentlichkeit innerhalb der westl i ­
chen Industriestaaten wächst der innenpolit i­
sche Legit imationsdruck für die außen- und 
wirtschaftspol i t ischen Entscheidungsträger. 
Auch die Regierung Reagan verspürt eine 
solche Einengung des Handlungsspielraums 
ihrer Südafrika-Politik des kons t ruk t i ven En­
gagements« durch eine wachsende Öffent­
lichkeit, die schärfere Maßnahmen fordert. Es 
mehren sich die Anzeichen, daß — entgegen 
den in den Debatten des Sicherheitsrats ge­
äußerten Vorbehalten — die US-amerikani­
sche Regierung unter dem Druck ihrer Öf­
fentl ichkeit eines Tages doch zur Ergreifung 
solcher Maßnahmen gezwungen sein könnte, 
um nicht an Glaubwürdigkeit (und Wähler­
stimmen) zu verlieren. Die Entscheidung von 
amerikanischen Banken für einen vorläufigen 
Investit ions- oder Darlehensstopp gegen­
über Südafrika deutet bereits an, daß das 
zunehmende innenpolit ische Gewicht dieses 
Themas die Ergreifung entsprechender 
Sanktionsmaßnahmen befördern könnte. 
Wenngleich als Empfehlung auf freiwilliger 
Basis ausgesprochen, wird Resolution 569 
bald schon als ein Maßstab gelten, an dem 
die Ernsthaftigkeit der einzelnen Mitgl ied­
staaten hinsichtl ich der Einflußnahme auf 
eine Veränderung im Südlichen Afrika ge­
messen werden kann. 

Es stellt sich des weiteren die Frage, inwie­
weit die gefaßten Beschlüsse des Sicher­
heitsrats letztlich die ohnehin schon beste­
hende Isolierung Südafrikas in der internatio­
nalen Gemeinschaft weiter verstärken wer­
den. Nachdem Südafrikas Mitgl iedschaft von 
zahlreichen internationalen Organisationen 
bereits suspendiert worden war beziehungs­
weise von Südafrika selbst nicht mehr wahr­
genommen wurde, bleibt nunmehr abzuwar­
ten, ob die Empfehlungen in Entschließung 
569 nicht weitere Konsequenzen nach sich 
ziehen — möglicherweise bezügl ich der Mit­
gliedschaft im Allgemeinen Zol l - und Han­
delsabkommen (GATT). 
Letztl ich wird die Klärung dieser Fragen wie 
auch die Umsetzung der Empfehlungen der 
Resolution 569 entscheidend vom polit i­
schen Willen der einzelnen Mitgliedstaaten 
abhängen. Es steht zu erwarten, daß diese 
Willensbildung angesichts der verschärften 
Krisensituation innerhalb Südafrikas noch 
nicht gänzlich abgeschlossen ist. Insbeson­
dere die westl ichen Industriestaaten werden 
jedenfalls auch künft ig gefordert bleiben, ih­
ren krit ischen Worten an die Regierung in 
Pretoria auch entsprechende Taten folgen zu 
lassen. Henning Melber • 

Mittelamerika: Erneut Zunahme der Konflikte — 
Handelsembargo der USA gegen Nicaragua vor 
dem Sicherheitsrat (31) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1984 S.97f. fort.) 

Nachdem sich der Sicherheitsrat bereits im 
September und November 1984 in jeweils e i ­
ner Sitzung Beschwerden Managuas gewid­
met hatte, traf der neunte Antrag Nicaraguas 
zur dringlichen Anberaumung einer Sitzung 
des Rates vom 6. Mai 1985 zeitl ich zusam­
men mit zwei Jubiläen: dem zweijährigen Be­
stehen der Contadora-Friedensinit iative, die 
der Rat am 19. Mai 1983 in seiner Resolution 
530 (Text: VN 3/1983 S.100) ausdrückl ich be­
grüßt hatte, und den auch die Vereinten Na-
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t ionen beschäft igenden Feiern der Alliierten 
zum 40. Jahrestag des Sieges über Hitler-
Deutschland. 
Zwischen diesen regionalen und globalen 
Reminiszenzen spielte sich auch die Debatte 
der 15 Ratsmitglieder und der hinzugelade­
nen Staatenvertreter vom 8. bis 10. Mai 1985 
ab. Die letztlich einstimmig angenommene 
Entschließung 562 des Sicherheitsrats (Text: 
S.133f. dieser Ausgabe) bedeutet keinerlei 
Fortschritte hinsichtlich der friedlichen Lö­
sung der Konflikte in und um Zentralame­
rika. 

I. Dieser Entschließung vorangegangen war 
die Aufnahme direkter bilateraler Kontakte 
zwischen den Vereinigten Staaten und Nica­
ragua in Manzanillo (Mexiko) auf Sonderbot­
schafterebene. Diese Kontakte wurden spä­
ter von den USA mit der Begründung abge­
brochen, daß Nicaragua auch weiterhin auf­
rüste. Zuvor hatte das Jahr 1984 insgesamt 
Hoffnung für eine friedliche Lösung des Kon­
fl iktes gegeben. Die Außenminister der vier 
Contadora-Staaten hatten am 9. Juni 1984 
den Entwurf eine >Contadora-Akte< zur fr ied­
lichen Zusammenarbeit in Mittelamerika vor­
gelegt. Dieser sah ein detailliertes Programm 
für gemeinsame Sicherheit, Wirtschafts- und 
Sozialfragen und vertrauensbildende Maß­
nahmen vor. Er enthielt konkrete Vorschläge 
zur Kontrolle der Umsetzung dieser Pro­
grammpunkte (UN-Doc.S/16775 v.9.10. 1984). 
Während Nicaragua am 21. September 1984 
ohne Vorbehalte diesem regionalen Vertrags­
werk zust immte, lehnten die USA und die 
Anrainerstaaten Costa Rica, El Salvador und 
Honduras diesen Entwurf ab und verlangten 
Änderungen. Zudem fanden am 4. November 
1984 in Nicaragua allgemeine Wahlen statt, in 
denen bei einer Wahlbeteil igung von etwa 
80 vH die regierenden Sandinisten etwa 
67 vH der Stimmen erhielten. 
Am 4. April 1985 stellte US-Präsident Reagan 
seinen Fr iedensappel l für Mittelamerika< vor, 
in dem er die Bewill igung von 14 Mill Dollar 
für Nahrung, Bekleidung und medizinische 
Hilfe durch den US-Kongreß für die Region 
forderte, gleichzeitig aber die Auszahlung 
davon abhängig machte, daß binnen 60 Ta­
gen Verhandlungen zwischen den Konflikt­
parteien erfolgreich sein müßten. Ansonsten 
werde er diese Mittel für die Unterstützung 
der »demokratischen Opposit ion« in Nicara­
gua, das heißt der gegen die Regierung Nica­
raguas kämpfenden >Contras<, zur Verfü­
gung stellen. Als diese Mittel nach heftigen 
Debatten im Kongreß nicht freigegeben wur­
den, verhängte der US-Präsident am I .Mai 
im Vorfeld des Weltwirtschaftsgipfels von 
Bonn wirtschaftl iche Sanktionen gegen Nica­
ragua; in Kraft traten sie am 7. Mai. 
Diese Maßnahmen der USA gaben Anlaß 
für den neuerlichen Antrag Nicaraguas auf 
Einberufung des Sicherheitsrats. Das Wirt­
schaftsembargo beinhaltete außer der Ver­
hängung eines totalen Handelsembargos ge­
genüber Nicaragua die einjährige Suspendie­
rung des Freundschafts- und Handelsver­
trages zwischen den beiden Ländern, ein 
Einfuhrverbot für alle Waren nicaraguani-
scher Herkunft sowie ein Ausfuhrverbot von 
Waren aus den USA nach Nicaragua (»aus­
genommen solche, die für den organisierten 
demokrat ischen Widerstand best immt sind«) 
und darüber hinaus ein Lande- und / n l a n d e -
verbot aller Verkehrsmittel im gegenseit igen 
Transportverkehr. 

II. In der Debatte des Rates argumentierte 
Nicaragua, daß die USA den Contadora-Frie-
densprozeß bewußt blockierten. Mittlerweile 
habe das Land fast 8 000 Opfer zu beklagen, 
über eine Mrd Dollar ökonomischen Scha­
dens und sei durch direkte militärische Inter­
vention der USA bedroht, für die das Han­
delsembargo nur eine unmittelbare Vorberei­
tung darstelle. 
Die USA hätten fast 100 Mill Dollar an die 
Contras gezahlt. Sie bedrohten Nicaragua 
zudem mit groß angelegten Manövern in der 
Grenzregion. Der >Friedensplan< Reagans 
hätte schon deswegen abgelehnt werden 
müssen, da die im November 1984 wiederum 
voll legitimierte nicaraguanische Regierung 
nicht mit den Mördern ihres Volkes, den So-
moza-Söldnern, verhandeln könne. Schließ­
lich bedeute die Verhängung der Wirtschafts­
sanktionen eine unverhältnismäßige und völ­
kerrechtswidrige Erpressung Nicaraguas. 
Der nicaraguanische Botschafter Chamorro 
Mora kündigte an, auch insoweit noch einmal 
den Internationalen Gerichtshof anrufen zu 
wol len. 
US-Botschafter Sorzano, der von allen Dis­
kussionstei lnehmern nur von den Vertretern 
aus Honduras und Costa Rica vollinhaltlich 
unterstützt wurde, rügte Nicaragua wiederum 
wegen mißbräuchlicher Anrufung des Sicher­
heitsrats. Die USA unterstützten zwar den 
Contadora-Prozeß; Nicaragua halte sich aber 
nicht an das 21-Punkte-Programm der Con-
tadora-Gruppe. Die Wirtschaftssanktionen 
beträfen ausschließlich das Verhältnis der 
Vereinigten Staaten zu Nicaragua und ver­
letzten insoweit weder das allgemeine noch 
das Völkervertragsrecht. Embargos seien in 
der Vergangenheit von fast allen Ratsmitglie­
dern eingesetzt worden; er verwies auf die 
Handelsbeschränkungen gegenüber Argent i ­
nien im Falkland-(Malwinen-)Konflikt. Die 
Sanktionen gegenüber Nicaragua seien 
schließlich gerechtfert igt, da die Sandinisten 
weiterhin permanent aufrüsteten, indem sie 
nunmehr über insgesamt etwa 119 000 Mann 
unter Waffen nebst modernem Kriegsgerät 
verfügten. Um aber zu demonstr ieren, daß es 
auch »sehr breite Bereiche der Übereinst im­
mung zwischen den Posit ionen der Vereinig­
ten Staaten und Nicaraguas« gebe, bean­
tragten die USA eine Punkt- für-Punkt-Ab-
st immung über den von Nicaragua einge­
brachten Resolutionsentwurf. 
Die blockfreien Staaten betonten in der De­
batte, daß die Verhängung der Wirtschafts­
sanktionen der USA gegen Nicaragua den 
durch die Contadora-Staaten eingeleiteten 
Normalisierungsprozeß unter Verstoß gegen 
die einstimmig angenommene Ratsentschlie­
ßung 530 (1983) unangemessen behindere. 
Die Manzanillo-Gespräche müßten unverzüg­
lich wieder aufgenommen werden. Schließ­
lich — und dieses wurde von den Staaten 
des Warschauer Paktes in der Debatte wie­
derholt aufgegriffen — seien es die USA ge­
wesen, die durch ihr Veto erfolgverspre­
chende Wirtschaftssanktionen gegen Süd­
afrika immer blockiert hätten. Zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Sowjetunion 
kam es wiederum zu einem Schlagabtausch, 
in dem der sowjet ischen Behauptung, die 
USA hätten ihrer interventionistischen Ge­
schichte einen weiteren Erpressungsversuch 
eines lateinamerikanischen Staates zugefügt, 
seitens der USA der Hitler-Stalin-Pakt des 
Jahres 1939 vorgehalten wurde. 
III. Mit einem verfahrensrechtl ich höchst 

ungewöhnl ichen Vorgehen kam gleichwohl 
die Resolution 562(1985) zur einstimmigen 
Annahme. Bei der von den Vereinigten Staa­
ten beantragten gesonderten Abst immung 
über jeden Punkt des Entschließungsent­
wurfs kamen aufgrund des Vetos der USA 
ein Absatz der Präambel und zwei operative 
Ziffern des Antrags nicht zum Tragen (Text: 
S.134 dieser Ausgabe). In den abgelehnten 
Passagen wurde das von den USA verhängte 
Handelsembargo kritisiert und seine Aufhe­
bung gefordert. Der dergestalt entschärfte 
Rest des Antrags gelangte aufgrund geson­
derter Abst immung zur einst immigen Annah­
me. Nicaragua betonte anschließend seine 
Befriedigung über diese Ratsdebatte, in der 
etwa 30 Staaten mehr oder minder deutl ich 
die US-Maßnahmen kritisiert hatten. 
Ob die Verfahrensweise der USA inhaltlich 
und prozedural den Zielen der Reagan-Admi­
nistration dienlich ist, muß bezweifelt wer­
den: Allein drei Vetos der USA zu einem Ent­
schließungsentwurf belegen, daß die über­
wält igende Mehrheit der Staatengemein­
schaft — die Europäische Gemeinschaft ein­
geschlossen — die augenblickliche Mittel­
amerikapolitik Washingtons mißbilligt. 

Peter H. Rabe • 

UNIFIL: Mandat wiederum verlängert — Entsen­
destaaten besorgt — 21 finnische Soldaten zeit­
weilig in Gefangenschaft (32) 

(Vgl. auch Ensio Siilasvuo, Der unerfüllbare 
Auftrag. Die UNIFIL als Negativbeispiel fr ie­
denssichernder Operationen der Vereinten 
Nationen, VN 6/1982 S.185ff.) 

Die UNIFIL, die >lnterimstruppe der Vereinten 
Nationen im Libanons hat — wie der UN-
Generalsekretär im April feststel len mußte 
(S/17093) — die ihr vom Sicherheitsrat in 
Resolution 425 (Text: VN 2/1978 S.69) im 
März 1978 gestellte Aufgabe nie voll erfüllen 
können: »den Abzug der israelischen Streit­
kräfte (zu) bestätigen, den Weltfr ieden und 
die internationale Sicherheit wiederher-
(zu)stellen und der Regierung des Libanon 
(zu) helfen . . . , die Wiedereinsetzung ihrer 
tatsächlichen Autorität in diesem Gebiet (zu) 
gewährleisten«. Die israelische Invasion im 
Juni 1982 machte, wie der f innische General­
leutnant a.D. Siilasvuo in dieser Zeitschrift 
geschrieben hat, »aus der UNIFIL einen 
machtlosen Zuschauer, der zumindest im 
Augenbl ick keine wirkliche Aufgabe hat«. 
Das UN-Instrument fr iedenswahrender Trup­
pen, die durch Konsens des Sicherheitsrats 
eingesetzt werden, wurde im August 1982 
zusätzlich geschwächt mit der Entsendung 
einer multinationalen Streitmacht aus Kontin­
genten der USA, Frankreichs, Italiens und 
Großbritanniens in den Raum Beirut. Nach­
dem auch sie die Probleme nicht hatte lösen 
können, wurde sie im März 1984 abgezogen. 
Das Mandat der UNIFIL dagegen hat der Si­
cherheitsrat zuletzt am 17. Apri l 1985 bei 
St immenthaltung der Sowjetunion und der 
Ukraine bis zum 19. Oktober 1985 verlängert 
(Resolution 5 6 1 ; Text: S.134 f. dieser Ausga­
be). Es war das siebzehnte Mal in sieben 
Jahren. 
Der Untergeneralsekretär für besondere poli­
t ische Angelegenheiten, Brian Urquhart, hat 
des öfteren hervorgehoben, langfristig könne 
eine UN-Friedenstruppe auch im Libanon 
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